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Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik/Rechtsangleichung 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Richtlinie des Rats zur Regelung gesundheitlicher 
Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit 
bestimmtem zerlegtem frischem Fleisch. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 2. Mai 1968 
dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit 
bestimmtem zerlegtem frischem Fleisch 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gesundheitliche Fragen im innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch sind in 
der Richtlinie des Rats vom 26. Juni 1964 l ) gere- 
gelt. Diese Richtlinie enthält jedoch nur gemein- 
schaftliche Bestimmungen für den Handelsverkehr 
mit ganzen Tierkörpern und mit größeren Teilen 
von Tierkörpern. 

Es ist erforderlich, eine Gemeinschaftsregelung 
auch für Teilstücke vorzusehen. 

Die Einrichtung der Marktorganisationen für 
Schweinefleisch und für Rindfleisch wird so lange 
nicht die erwartete Wirkung haben, als der inner- 
gemeinschaftliche Handelsverkehr durch die der- 
zeitigen Unterschiede zwischen den Gesundheits- 
vorschriften der Mitgliedstaaten für zerlegtes Fleisch 
behindert wird. Zur Beseitigung dieser Unterschiede 
sind diese Vorschriften einander auszugleichen. 

Durch diese Angleichung sollen insbesondere die 
hygienischen Bedingungen in den Zerlegungs- und 
Entbeinungsbetrieben sowie für die Lagerung und 
Beförderung von zerlegtem Fleisch vereinheitlicht 
werden. Aus Zweckmäßigkeitsgründen soll es in- 
dessen den zuständigen Behörden der Mitgliedstaa- 
ten überlassen bleiben, die Zerlegungs- und Ent- 
beinungsbetriebe, die den in dieser Richtlinie vor- 
geschriebenen hygienischen Bedingungen entspre- 
chen, zuzulassen und für die Einhaltung der Zulas- 
sungsbedingungen zu sorgen. 

Um den zuständigen Behörden des Bestimmungs- 
landes die Gewähr dafür zu geben, daß eine Sen- 
dung von zerlegtem Fleisch den Bestimmungen die- 
ser Richtlinie entspricht, ist die Erteilung einer 
Genußtauglichkeitsbescheinigung durch einen amt- 
lichen Tierarzt des Versandlandes als das beste Mit- 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 121 
vom 29. Juli 1964 S. 2012/64 


tel erachtet worden; diese Bescheinigung muß die 
Sendung von zerlegtem Fleisch bis zum Bestim- 
mungsort begleiten. 

Die Mitgliedstaaten müssen die Möglichkeit ha- 
ben, zu verbieten, daß zerlegtes Fleisch, das sich als 
untauglich zum Genuß für Menschen erweist oder 
nicht den von der Gemeinschaft erlassenen gesund- 
heitlichen Bestimmungen entspricht, in ihr Hoheits- 
gebiet verbracht wird. 

Dem Absender oder seinem Bevollmächtigten soll 
auf Antrag die Möglichkeit gegeben werden, das 
zerlegte Fleisch zurückzusenden, sofern gesundheit- 
liche Bedenken dem nicht entgegenstehen. 

Um den Beteiligten die Möglichkeit zu geben, die 
Gründe für ein Verbot oder eine Beschränkung zu 
beurteilen, muß dem Absender oder seinem Bevoll- 
mächtigten sowie in bestimmten Fällen den zustän- 
digen Behörden des Versandlandes eine Begrün- 
dung für das Verbot oder die Beschränkung gegeben 
werden. 

Dem Absender ist im Falle eines Streites zwischen 
ihm und den Behörden des Bestimmungslandes über 
die Berechtigung eines Verbotes oder einer Be- 
schränkung die Möglichkeit einzuräumen, das Gut- 
achten eines tierärztlichen Sachverständigen einzu- 
holen. 

Auf einigen Gebieten, auf denen sich besondere 
Probleme ergeben, kann die Angleichung der Vor- 
schriften der Mitgliedstaaten erst nach eingehender 
Prüfung verwirklicht werden. 

Die viehseuchenrechtlichen Bestimmungen werden 
durch andere Richtlinien der Gemeinschaft erlassen. 
Es ist nun jedoch möglich, eine erste Angleichung 
der betreffenden einzelstaatlichen Vorschriften da- 
durch vorzunehmen, daß bestimmte Bedingungen, 
unter denen die Mitgliedstaaten das Verbringen 
von zerlegtem Fleisch in ihr Hoheitsgebiet aus Grün- 
den, die sich auf die Bekämpfung ansteckender Tier- 
krankheiten beziehen, verbieten oder beschränken 
können, festgelegt werden. Es ist notwendig, daß 
beim Auftreten einer solchen Krankheit auf dem 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates schnell geeig- 
nete Maßnahmen getroffen werden. Es ist jedoch 
unerläßlich, daß die durch diese Krankheiten ver- 
ursachten Gefahren einheitlich in der ganzen Ge- 
meinschaft beurteilt werden. Zu diesem Zwecke ist 
daher ein gemeinschaftliches Dringlichkeitsverfahren 
des durch Entscheidung des Rats vom 
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geschaffenen Ständigen Veterinärausschusses vor- 
gesehen, gemäß dem etwaige durch einen Mitglied- 
staat getroffene Maßnahmen in enger Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission geprüft und gegebenenfalls geändert oder 
aufgehoben werden können. 

Streitfälle zwischen Mitgliedstaaten über die Be- 
rechtigung der Zulassung eines Zerlegungs- und 
Entbeinungsbetriebes müssen auch gemäß einem 
besonderen Gemeinschaftsverfahren, bei dem die 
Mitgliedstaaten und die Kommission beteiligt sind, 
geregelt werden. 

Das gleiche Verfahren muß für die Aufstellung 
der Liste der tierärztlichen Sachverständigen, die 
von den Absendern in Fällen, in denen sie sich in 
Streit mit dem Bestimmungsland befinden, zur Ab- 
gabe eines Gutachtens aufgefordert werden können, 
und für die Festlegung der Einzelheiten für die Er- 
stellung des Gutachtens sowie für die Bestimmung 
der Einzelheiten für die Unterstützung des amtlichen 
Tierarztes durch Hilfskräfte eingehalten werden. 

Bis zum Inkrafttreten einer gemeinschaftlichen 
Regelung für die Einfuhren von zerlegtem Fleisch 
aus Drittländern bleiben die dieszbezüglichen ein- 
zelstaatlichen Bestimmungen bestehen. Es wird je- 
doch vorgeschrieben, daß diese Regelungen nicht 
günstiger sein dürfen als die Bestimmungen, die 
nach dieser Richtlinie zwischen den Mitgliedstaaten 
angewandt werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


A r t i k e 1 1 1 

(1) Im Sinne dieser Richtlinie sind: 

a) Fleisch: alle zum Genuß für Menschen geeigne- ' 
ten Teile von Haustieren der Gattungen Rinder, j 
Schweine, Schafe und Ziegen sowie von Ein- j 
hufern, die als Haustiere gehalten werden; 

b) frisches Fleisch: Fleisch, das einer auf seine 
Haltbarkeit einwirkenden Behandlung nicht ! 
unterworfen worden ist; als frisch im Sinne die- 
ser Richtlinie gilt jedoch auch Fleisch, das einer j 
Kältebehandlung unterworfen worden ist; 

c) Tierkörper: der ganze Körper eines Schlacht- 
tieres nach dem Entbluten, Ausweiden und Ab- 
trennen der Gliedmaßenenden in Höhe des Kar- , 
pal- und Tarsalgelenkes, des Kopfes, des Schwan- 
zes und der Milchdrüse,- bei Rindern, Schafen, | 
Ziegen und Einhufern, außerdem nach dem Ent- 
häuten; 

d) Nebenprodukte der Schlachtung: frisches Fleisch, 
soweit es nicht zum Tierkörper nach Buchstabe e 
gehört, auch wenn es noch in natürlichem Zu- 
sammenhang mit dem Tierkörper verbunden ist; 

e) amtlicher Tierarzt: von der zuständigen Zentral- 
behörde des Mitgliedstaates bezeichneter Tier- 
arzt; 

f) Versandland: Mitgliedstaat, von dem aus zerleg- 
tes frisches Fleisch in einen anderen Mitglied- 
staat versandt wird; 
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g) Bestimmungsland: Mitgliedstaat, in den zerlegtes 
frisches Fleisch aus einem anderen Mitgliedstaat 
versandt wird. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie bezieht sich auf den innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr mit zerlegtem frischem 
Fleisch, entbeint oder nicht entbeint, außer den nach- 
stehend aufgeführten Teilen eines Tierkörpers: 

a) bei Rindern 

— Hälften und Viertel; 

b) bei Schweinen 

— Hälften und Viertel, 

— ganzen Schinken mit Knochen, 

— ganzen Schultern mit Knochen, 
und wenn sie mehr als 3 kg wiegen 
— Rückenteilen mit Knochen, 

— Speck, 

— Bäuchen. 

Artikel 3 

Jeder Mitgliedstaat trägt dafür Sorge, daß aus 
seinem Hoheitsgebiet in das Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates nur Fleisch nach Artikel 2 
versandt wird, das unbeschadet des Artikels 8 den 
nachstehenden Bedingungen entspricht: 

a) es muß in einem gemäß Artikel 4 Absatz 1 zu- 
gelassenen und überwachten Betrieb zerlegt wor- 
den sein; 

b) es muß zerlegt worden sein 

— aus frischem Fleisch, das den Bedingungen 
des Artikels 3 Absatz 1, mit Ausnahme der 
Buchstaben g und i, wenn das Fleisch aus 
zugelassenen Schlachthöfen desselben Mit- 
gliedstaates stammt, Absatz 2 und Absatz 3 
Buchstaben a, b, c und d der Richtlinie des 
Rats vom 26. Juni 1964 zur Regelung gesund- 
heitlicher Fragen beim innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch, 
geändert durch die Richtlinie vom 25. Okto- 
ber 1966 entspricht, oder 

— aus frischem Fleisch, das den Bedingungen 
entspricht, die für die Einfuhren von frischem 
Fleisch aus Drittländern bis zum Inkrafttre- 
ten etwaiger gemeinschaftlicher Bestimmun- 
gen durch einzelstaatliche aufgrund der Be- 
stimmungen des Artikels 9 der vorerwähnten 
Richtlinie erlassenen Vorschriften festgelegt 
worden sind. 

Es muß den Bedingungen der Anlage I Kapi- 
tel III entsprechen; 

c) es muß nach Anlage I Kapitel IV einer Unter- 
suchung durch einen amtlichen Tierarzt unter- 
zogen worden sein; dieser Tierarzt kann sich bei 
rein technischen Tätigkeiten von Hilfskräften 
unterstützen lassen, die hierfür besonders ausge- 
bildet worden sind. Gemäß dem Verfahren des 
Artikels 10 können die Einzelheiten für diese 
Unterstützung festgelegt werden; 
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d) es muß nach Anlage I Kapitel V verpackt sein; 

e) es muß nach Anlage I Kapitel VI durch 
einen Fleischuntersuchungsstempel gekennzeich- 
net sein; 

f) es muß nach Anlage I Kapitel VII während des 
Versandes in das Bestimmungsland mit einer 
Genußtauglichkeitsbescheinigung versehen sein; 

g) es muß nach Anlage I Kapitel VIII gelagert und 
in hygienisch einwandfreier Weise ins Bestim- 
mungsland befördert werden. 


Artikel 4 

(1) Die zuständige Zentralbehörde des Mitglied- 
staates, in dessen Hoheitsgebiet sich der Zerle- 
gungs- und Entbeinungsbetrieb befindet, trägt dafür 
Sorge, daß die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a 
vorgesehene Zulassung nur dann erteilt wird, wenn 
die Bestimmungen der Kapitel I und II der Anlage 1 
eingehalten sind. Sie trägt auch dafür Sorge, daß 
ein amtlicher Tierarzt die Einhaltung dieser Bestim- 
mungen überwacht und die Zulassung entzogen 
wird, wenn die vorbezeichneten Bestimmungen 
nicht mehr eingehalten werden. 

(2) Alle zugelassenen Zerlegungs- und Entbei- 
nungsbetriebe werden in ein Verzeichnis aufgenom- 
men, wobei jeder Betrieb eine Veterinärkontroll- 
nummer erhält. Jeder Mitgliedstaat übermittelt den 
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission das 
Verzeichnis der zugelassenen Zerlegungs- und Ent- 
beinungsbetriebe und teilt ihnen deren Veterinär- 
kontrollnummern sowie den etwaigen Entzug einer 
Zulassung mit. 

(3) Gelangt ein Mitgliedstaat zu der Überzeugung, 
daß die Bestimmungen, an die die Zulassung ge- 
knüpft ist, in einem Zerlegungs- und Entbeinungs- 
betrieb eines anderen Mitgliedstaates nicht oder 
nicht mehr eingehalten werden, so unterrichtet er 
hiervon die zuständige Zentralbehörde des betref- 
fenden Staates. Diese trifft alle erforderlichen 
Maßnahmen und setzt die zuständige Zentral- 
behörde des erstgenannten Mitgliedstaates von den 
getroffenen Entscheidungen sowie deren Begrün- 
dung in Kenntnis. 

Befürchtet dieser Mitgliedstaat, daß die genann- 
ten Maßnahmen nicht getroffen werden oder nicht 
ausreichen, so kann er sich an die Kommission wen- 
den, die einen oder mehrere tierärztliche Sachver- 
ständige beauftragt, ein Gutachten abzugeben. Unter 
Berücksichtigung dieses Gutachtens können gemäß 
dem Verfahren des Artikels 9 die Mitgliedstaaten 
ermächtigt werden, vorübergehend das Verbringen 
von zerlegtem Fleisch, das aus dem betreffenden 
Zerlegungs- und Entbeinungsbetrieb stammt, in ihr 
Hoheitsgebiet zu untersagen. 

Die vorbezeichnete Ermächtigung kann unter 
Berücksichtigung eines von einem oder mehreren 
tierärztlichen Sachverständigen erstellten neuen 
Gutachtens gemäß dem Verfahren des Artikels 9 
widerrufen werden. 


Die tierärztlichen Sachverständigen müssen die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates haben, 
dürfen jedoch nicht diejenige eines der streitenden 
Mitgliedstaaten besitzen. 

Die allgemeinen Durchführungsvorschriften, ins- 
besondere für die Bestimmung der tierärztlichen 
Sachverständigen und das bei der Erstattung der 
Gutachten einzuhaltende Verfahren werden gemäß 
dem Verfahren des Artikels 10 erlassen. 


Artikel 5 

(1) Unbeschadet der sich aus Artikel 4 Absatz 3 
Unterabsatz 2 Satz 2 ergebenden Befugnisse kann 
ein Mitgliedstaat untersagen, daß zerlegtes Fleisch 
aus einem anderen Mitgliedstaat in seinem Hoheits- 
gebiet in den Verkehr gebracht wird, wenn bei der 
im Bestimmungsland durchgeführten Untersuchung 
festgestellt wird, 

a) daß es genußuntauglich ist oder 

b) daß Artikel 3 nicht beachtet worden ist. 

(2) Bei Entscheidungen nach Absatz 1 muß auf 
Antrag des Absenders oder seines Bevollmächtigten 
die Rückbeförderung von zerlegtem Fleisch zugelas- 
sen werden, sofern gesundheitliche Bedenken dem 
nicht entgegenstehen. 

(3) Diese Entscheidungen sind dem Absender oder 
seinem Bevollmächtigten mitzuteilen und zu begrün- 
den. Auf Antrag müssen diese mit Gründen ver- 
sehenen Entscheidungen dem Antragsteller unver- 
züglich schriftlich mitgeteilt werden; ihnen muß eine 
Belehrung beigefügt sein, aus welcher der Antrag- 
steller entnehmen kann, welche Rechtsmittel oder 
Rechtsbehelfe das geltende Recht vorsieht und in 
welcher Form und innerhalb welcher Frist sie ein- 
gelegt werden müssen. 

(4) Beruhen die genannten Entscheidungen auf 
der Feststellung einer ansteckenden Krankheit, einer 
die Gesundheit des Menschen gefährdenden Ab- 
weichung oder einem schweren Verstoß gegen die 
Bestimmungen dieser Richtlinie, so sind sie unter 
Angabe der Gründe auch der zuständigen Zentral- 
behörde des Versandlandes unverzüglich mitzu- 
teilen. 

A r t i k e 1 6 

(1) Bis zum Inkrafttreten etwaiger gemeinschaft- 
licher Vorschriften bleiben von dieser Richtlinie die 
Bestimmungen der Mitgliedstaaten unberührt, die 

a) sich auf den Zusatz von Fremdstoffen zu zerleg- 
tem Fleisch sowie auf dessen Behandlung mit 
ionisierenden und ultravioletten Strahlen be- 
ziehen; 

b) das Verbringen in ihr Hoheitsgebiet verbieten 
oder beschränken von 

zerlegtem Fleisch von Einhufern 
— vom Tierkörper abgetrennten und zerlegten 
Nebenprodukten der Schlachtung, 
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— zerlegtem und in unteilbaren Handelsein- 
heiten vorverpacktem Fleisch, das zur Abgabe 
an den Endverbraucher bestimmt ist, 

— in kleine Stücke zerschnittenem Fleisch, des- 
sen Gewicht pro Stück unter 3 kg liegt, insbe- 
sondere Hackfleisch oder ähnlich zerkleinertes 
Fleisch. 

(2) Bis zum Inkraftrteten etwaiger gemeinschaft- 
licher Vorschriften über die Untersuchung auf Trichi- 
nen bei dem für den gewerblichen Verkehr bestimm- 
ten Schweinefleisch bleibt es den Mitgliedstaaten, 
in denen eine solche Untersuchung vorgeschrieben 
ist oder werden soll, unbenommen, zerlegtes 
Schweinefleisch vom Handelsverkehr in ihrem 
Hoheitsgebiet auszuschließen, es sei denn, 

a) das zerlegte Fleisch stammt aus einem Mitglied- 
staat, in dem eine Untersuchung auf Trichinen 
bei für den gewerblichen Verkehr bestimmten 
Schweinefleisch obligatorisch vorgeschrieben ist, 
oder 

b) das zerlegte Fleisch ist völlig frei von Skelett- 
muskelteilen, oder 

c) es handelt sich um Fleischteile, die mindestens 
3 kg wiegen, so daß eine Untersuchung auf 
Trichinen im Empfangsiand durchgeführt werden 
werden kann, oder 

d) das zerlegte Fleisch ist in einem Betrieb zerlegt 
worden, in dem das gesamte Schweinefleisch ent- 
sprechend den Bestimmungen des Empfangslan- 
des regelmäßig amtlich auf Trichinen untersucht 
wird. 

uie iviiLglieus Lacden tragen dafür Sorge, daß als 
trichinös befundenes Schweinefleisch vom innerge- 
meinschaftlichen Handelsverkehr ausgeschlossen 
wird. 

(3) In der vorerwähnten Richtlinie vom 26. Juni 
1964 ist in Artikel 6 Absatz (1) Buchstabe A der 
Buchstabe a zu streichen. 


Artikel 7 

(1) Rechtsmittel und Rechtsbehelfe, die nach dem 
Recht der Mitgliedstaaten gegen die in dieser Richt- 
linie vorgesehenen Entscheidungen der zuständigen 
Behörden eingelegt werden können, bleiben von die- 
ser Richtlinie unberührt. 

(2) Jeder Mitgliedstaat räumt dem Absender von 
zerlegtem Fleisch, das nach Artikel 5 Absatz 1 nicht 
in den Verkehr gebracht werden darf, das Recht ein, 
ein Gutachten eines Sachverständigen einzuholen. 
Jeder Mitgliedstaat trägt auch dafür Sorge, daß der 
Sachverständige vor weiteren Maßnahmen der zu- 
ständigen Behörden — wie z. B. vor der Vernichtung 
des Fleisches — feststellen kann, ob die Voraus- 
setzungen des Artikels 5 Absatz 1 Vorgelegen haben. 

Der Sachverständige muß die Staatsangehörigkeit 
eines Mitgliedstaates haben, er darf jedoch weder 
die Staatsangehörigkeit des Versandlandes noch die- 
jenige des Bestimmungslandes besitzen. 


Gemäß dem Verfahren des Artikels 10 wird auf 
Vorschlag der Mitgliedstaaten die Liste derjenigen 
tierärztlichen Sachverständigen, die mit der Erstat- 
tung derartiger Gutachten betraut werden können, 
aufgestellt. Gemäß dem gleichen Verfahren werden 
die allgemeinen Durchführungsvorschriften, insbe- 
sondere für das bei der Erstattung der Gutachten 
einzuhaltenden Verfahren, erlassen. 


Artikel 8 

(1) Bis zum Inkrafttreten etwaiger gemeinschaft- 
licher viehseuchenrechtlicher Vorschriften für das 
Inverkehrbringen von zerlegtem Fleisch und unbe- 
schadet der Absätze 2 bis 4 bleiben die entsprechen- 
den Bestimmungen der Mitgliedstaaten in Kraft. 

(2) Ein Mitgliedstaat kann, falls die Gefahr einer 
Ausbreitung von Tierkrankheiten durch Verbringen 
von zerlegtem Fleisch aus einem anderen Mitglied- 
staat in sein Hoheitsgebiet besteht, folgende Maß- 
nahmen ergreifen: 

a) Bei Ausbruch einer Viehseuche in dem anderen 
i Mitgliedstaat kann er das Verbringen von zer- 
legtem Fleisch aus den verseuchten Teilen des 
Hoheitsgebietes dieses Mitgliedstaates vorüber- 
gehend verbieten oder beschränken; 

| b) im Falle einer epizootischen Ausbreitung oder 
des Auftretens einer neuen schweren anstecken- 
I den Tierkrankheit kann er das Verbringen von 
zerlegtem Fleisch aus dem gesamten Hoheitsge- 
biet des anderen Mitgliedstaates vorübergehend 
| verbieten oder beschränken. 

(3) Der Mitgliedstaat, in dem eine Tierkrankheit 
im Sinne des Absatzes (2) auftritt, hat das Auftreten 
dieser Krankheit und die von ihm getroffenen Be- 
kämpfungsmaßnahmen sowie das Erlöschen dieser 
Krankheit unverzüglich den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission mitzuteilen. 

(4) Die von einem Mitgliedstaat nach Absatz (2) 
getroffenen Maßnahmen sowie die Aufhebung sol- 
cher Maßnahmen sind den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission unverzüglich unter genauer 
Angabe der Gründe mitzuteilen. 

(5) Gemäß dem Verfahren des Artikels 9 können 
die nach Absatz (2) und (3) getroffenen Maßnahmen 
überprüft und gegebenenfalls geändert oder aufge- 
hoben werden. 

Artikel 9 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so entscheidet die 
Kommission nach Anhörung des durch Beschluß des 

Rats vom eingesetzten Ständigen 

Veterinär-Ausschusses in einem Dringlichkeitsver- 
fahren über die zu treffenden Maßnahmen. Diese 
Maßnahmen werden unverzüglich allen Mitglied- 
staaten notifiziert. Sie sind sofort durchzuführen. 

(2) Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kom- 
mission getroffenen Maßnahmen binnen einer Frist 
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von einer Woche nach ihrer Notifizierung dem Rat 
vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er 
kann die Maßnahmen mit qualifizierter Mehrheit 
ändern oder aufheben. 

Artikel 10 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 

Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende den durch Beschluß des Rates vom 

eingesetzten Ständigen Veterinär-Ausschuß, im fol- 
genden „Ausschuß" genannt, entweder von sich aus 
oder auf Antrag eines Mitgliedstaates. 

(2) In dem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz (2) des Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von 12 Stimmen zustande. 

(4) Die Kommission beschließt die Maßnahmen 
und sorgt für ihren sofortigen Vollzug, soweit sie 
der Stellungnahme des Ausschusses entsprechen. 
Entsprechen sie der Stellungnahme des Ausschusses 
nicht oder ist eine Stellungnahme nicht ergangen, so 
schlägt die Kommission dem Rat unverzüglich die zu 
treffenden Maßnahmen vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit ent- 
scheidet, nach Ablauf einer Frist von drei Monaten 


keine Maßnahmen beschlossen, so trifft die Kommis- 
sion die von ihr vorgeschlagenen Maßnahmen und 
sorgt für ihren sofortigen Vollzug. 

Artikel 11 

Falls zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 
Richtlinie die gemeinschaftliche Regelung für die 
Einfuhr von zerlegtem Fleisch aus dritten Ländern 
noch nicht anwendbar ist, dürfen bis zu deren An- 
wendung die einzelstaatlichen Bestimmungen für 
eingeführtes zerlegtes Fleisch nicht günstiger sein 
als diejenigen, die für den innergemeinschaftlichen 
Handelsverkehr gelten. 

Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um dieser Richtlinie und ihren 
Anlagen binnen zwölf Monaten nach ihrer Bekannt- 
gabe nachzukommen und unterrichten die Kommis- 
sion unverzüglich hiervon. 

Außerdem tragen die Mitgliedstaaten nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie dafür Sorge, daß die 
Kommission von allen späteren Entwürfen wesent- 
licher Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die sie 
auf dem von dieser Richtlinie erfaßten Gebiet zu er- 
lassen beabsichtigen, so rechtzeitig unterrichtet wird, 
daß sie sich dazu äußern kann. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anlage I 


Kapitel I 

Bedingungen für die Zulassung von Zerlegungs- und 
Entbeinungsbetrieben von frischem Fleisch 

1. Zerlegungs- und Entbeinungsbetriebe müssen 

mindestens über folgendes verfügen: 

a) einen ausreichend großen Kühlraum für die Auf- 
bewahrung von Fleisch; 

b) einen Raum für das Zerlegen und Entbeinen und 
für das Umhüllen des Fleisches nach Kapitel V 
Nummer 20 Buchstabe a; 

c) einen Raum für Verpackung und den Versand 
des Fleisches; 

d) einen ausreichend ausgestatteten verschließbaren 
Raum, der nur dem tierärztlichen Dienst zur Ver- 
fügung steht; 

e) einen mit entsprechendem Gerät ausgestatteten 
Trichinenschauraum, sofern eine solche Prüfung 
in dem Betriebe durchgeführt wird; 

f) Umkleideräume, Duschen sowie Toiletten mit 
Wasserspülung, die keinen direkten Zugang zu 
den Arbeitsräumen haben-, 

g) Waschgelegenheiten mit fließendem kalten und 
heißen Wasser, mit Reinigung*- und Desinfek- 
tionsmitteln sowie mit nur einmal zu benutzen- 
den Handtüchern; derartige Waschgelegenheiten 
müssen sich in der Nähe der Toiletten und auch 
in den Arbeitsräumen befinden; 

h) besondere, wasserdichte korrosionsfeste Behält- 
nisse mit dichtschließenden Deckeln, die so be- 
schaffen sein müssen, daß eine unbefugte Ent- 
nahme des Inhalts verhindert wird, für die Auf- 
nahme von Fleisch oder Fleischabfällen, die beim 
Zerlegen anfallen und nicht für den menschlichen 
Genuß bestimmt sind oder einen verschließbaren 
Raum für die Aufnahme dieses Fleisches und der 
Abfälle, wenn das erforderlich ist oder wenn 
dieses Fleisch und diese Abfälle nicht am Ende 
jeden Arbeitstages aus dem Betrieb entfernt oder 
zerstört werden; 

i) in den in den Buchstaben a und b genannten 
Räumen: 

— Fußböden aus wasserdurchlässigem, leicht zu 
reinigenden und zu desinfizierendem, nicht 
faulendem Material, die leicht geneigt und 
und mit Rinnen versehen sind, die zu abge- 
deckten, geruchssicheren Abflüssen führen; 

— glatte Wände, die bis zu einer Höhe von 
wenigstens zwei Metern mit einem hellen’ ab- 
waschfesten Belag oder Anstrich versehen 
und deren Ecken und Kanten abgerundet sind; 

j) in den in den Buchstaben a und b genannten 
Räumen Kühlanlagen, die gewährleisten, daß die 


Innentemperatur des Fleisches + 7°C niemals 
übersteigt, sowie ein Registrierthermometer oder 
ein Registrierfernthermometer; 

k) Einrichtungen, die jederzeit eine wirksame 
Durchführung der in dieser Richtlinie vorge- 
schriebenen tierärztlichen Untersuchungen ge- 
statten; 

l) Einrichtungen zur ausreichenden Be- und Ent- 
lüftung in den Räumen, in denen Fleisch be- 
arbeitet oder gelagert wird; 

m) eine natürliche oder künstliche, Farben nicht ver- 
ändernde Beleuchtung in den Räumen, in denen 
Fleisch bearbeitet wird; 

n) eine Anlage zur Wasserversorgung, die in aus- 
reichender Menge ausschließlich Trinkwasser 
liefert, das unter Druck steht; ausnahmesweise 
ist jedoch die Verwendung von nicht trinkbarem 
Wasser für die Erzeugung von Dampf unter der 
Bedingung gestattet, daß die zu diesem Zweck 
installierten Leitungen keine Benutzung des 
Wassers für andere Zwecke ermöglichen; 

o) eine Anlage, die in ausreichender Menge heißes 
Trinkwasser liefert, das unter Druck steht; 

p) eine Anlage zur Ableitung von Abwasser, die 
den hygienischen Erfordernissen entspricht; 

q) in den Räumen, in denen Fleisch bearbeitet wird, 
über Einrichtungen zur Reinigung und Desinfek- 
tion der Hände, der Einrichtungsgegenstände und 
Arbeitsgeräte; 

r) eine den hygienischen Erfordernissen entspre- 
chende Vorrichtung für den Transport von 
Fleisch, die verhindert, daß dieses mit dem Boden 
in Berührung kommt; 

s) Vorrichtung zum Schutz gegen Insekten und 
Nagetiere; 

t) Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte, wie 
z. B. Behältnisse, Tische, auswechselbare 
Schneideunterlagen, Transportbänder und Sägen 
aus korrosionsfestem, die Qualität des Fleisches 
nicht beeinträchtigendem, leicht zu reinigendem 
und zu desinfizierendem Material. 


Kapitel II 

Hygienevorschriften für Personal, Räume, Einrich- 
tungsgegenstände und Arbeitsgeräte in Zerlegungs- 
und Entbeinungsbetrieben 

2. Personal, Räume, Einrichtungsgegenstände und 
Arbeitsgeräte müssen ständig peinlich sauber sein. 

a) Das Personal hat insbesondere saubere, helle 
und leicht zu waschende Arbeitskleidung und 
Kopfbedeckung — erforderlichenfalls mit Nacken- 


7 



Drucksache V/2910 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


schütz — zu tragen. Personen, die bei der Be- 
arbeitung des Fleisches beschäftigt werden, 
haben sich vor jeder Wiederaufnahme der Arbeit 
die Hände zu reinigen und zu desinfizieren. In 
den Arbeits- und Lagerräumen darf nicht ge- 
raucht werden; 

b) Tiere sind den Räumen des Zerlegungsbetriebs 
fernzuhalten; Nagetiere, Insekten und anderes 
Ungeziefer sind systematisch zu bekämpfen; 

c) Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte, die 
bei der Bearbeitung des Fleisches verwendet 
werden, sind in einwandfreiem und sauberen Zu- 
stand zu halten. Sie sind je nach Bedarf und auf 
jeden Fall am Ende der Tagesarbeit und bei 
Verunreinigung vor ihrer Wiederverwendung 
sorgfältig zu reinigen und zu desinfizieren. 

3. Räume, Vorrichtungen, Arbeitsgeräte und Ein- 
richtungsgegenstände dürfen nur für die Zwecke be- 
nutzt werden, für die sie vorgesehen sind. 

4. Fleisch darf mit dem Boden nicht in Berührung 
kommen. 

5. Fleisch darf nur in der Menge, in der es un- 
bedingt gebraucht wird, in den in Nummer 1 Buch- 
stabe b genannten Raum gebracht werden und dort 
so kurz wie möglich verbleiben. 

6. Die Innentemperatur des Fleisches darf wäh- 
rend der gesamten Dauer der Zerlegung, Entbei- 
nung, Umhüllung und Verpackung — unbeschadet 
der in Ziffer 16 vorgesehenen Bestimmungen — 
+ 7° C nicht überschreiten. 

7. Die Zerlegung des Fleisches ist so durchzu- 
führen, daß jede Verschmutzung des Fleisches und 
soweit als möglich Querschnitte der Muskel durch 
Schnittführung längs der Muskelstränge vermieden 
werden. 

Knochensplitter und Blutgerinsel sind zu entfer- 
nen. Fleisch, das bei der Zerlegung abfällt und nicht 
für den menschlichen Genuß bestimmt ist, ist sofort 
in die nach Nummer 1 Buchstabe h vorgesehenen 
Behältnisse zu verbringen. 

8. Die Verwendung von Reinigungs-, Desinfek- 
tions- und Schädlingsbekämpfungsmitteln darf die 
Genußtauglichkeit des Fleisches nicht beeinträchti- 
gen. 

9. Für alle Verwendungszwecke ist Trinkwasser 
zu benutzen; die Benutzung von Nichttrinkwasser 
zur Dampferzeugung ist jedoch ausnahmsweise zu- 
lässig, wenn die dazu verlegten Leitungen eine an- 
dere Benutzung dieses Wassers nicht ermöglichen. 

10. Es ist untersagt, Sägemehl oder sonstige ähn- 
liche Stoffe auf den Boden der in Nummer 1 Buch- 
stabe a, b und c genannten Räume zu streuen. 

11. Personen, die Fleisch mit Krankheitskeimen 
infizieren können, dürfen bei der Bearbeitung von 


Fleisch nicht mitwirken; dieses Verbot gilt insbeson- 
dere für Personen, die 

a) an Typhus, abdominalis, Paratyphus A und B, 
Enteritis infectiosa (Salmonellose), Ruhr, Hepati- 
tis infectiosa oder Scharlach erkrankt oder einer 
dieser Krankheiten verdächtig oder Träger der 
Erreger dieser Krankheiten sind; 

b) an ansteckungsfähiger Tuberkulose erkrankt 
oder dieser Krankheit verdächtig sind; 

c) an einer ansteckenden Hautkrankheit leiden oder 
einer solchen vedächtig sind; 

d) daneben eine andere Tätigkeit ausüben, durch 
die Krankheitserreger auf Fleisch übertragen 
werden können; 

e) einen Verband an den Händen tragen, mit Aus- 
nahme eines Plastikverbands zum Schutz einer 
frischen, nicht infizierten Fingerwunde. 

12. Bei den Personen, die mit Fleisch in Berüh- 
rung kommen, ist durch ein ärztliches Gesundheits- 
zeugnis nachzuweisen, daß ihre Tätigkeit nichts 
entgegensteht. Das Gesundheitszeugnis ist jedes 
Jahr oder jederzeit auf Anforderung des amtlichen 
Tierarztes zu erneuern. Es muß dem amtlichen Tier- 
arzt zur Einsichtnahme zur Verfügung stehen. 


Kapitel III 

Vorschriften für Fleisch, das zerlegt werden soll 

13. Frisches Fleisch muß bis zum Zerlegungs- und 
Entbeinungsbetrieb nach Anlage I Kapitel X der 
Richtlinie des Rats vom 26. Juni 1964 unter aus- 
reichenden hygienischen Bedingungen befördert 
worden sein; die Plombierung nach Ziffer 36 der- 
selben Anlage ist jedoch nicht vorgeschrieben, wenn 
das Frischfleisch aus einem Schlachthof desselben 
Landes stammt, in dem sich der Zerlegungsbetrieb 
befindet. 

14. Der Betriebsleiter oder sein Stellvertreter 
müssen dafür sorgen, daß die Überprüfung ohne 
weiteres möglich ist und insbesondere jede für er- 
forderlich gehaltene Arbeit durchführen und dem 
Untersuchungsdienst die notwendigen Einrichtungen 
zur Verfügung stellen; insbesondere müssen sie je- 
derzeit dem mit der Untersuchung beauftragten amt- 
lichen Tierarzt die Herkunft des in ihrem Betrieb 
verbrachten Fleisches nachweisen können. 

15. Fleisch, das sich in den amtlich anerkannten 
Zerlegungs- und Entbeinungsbetrieben befindet, 
muß die in Artikel 3 Buchstabe b dieser Richtlinie 
vorgesehenen Bedingungen erfüllen; diese Bestim- 
mung gilt jedoch nicht für Fleisch, das für den In- 
landsverbrauch oder für die Ausfuhr nach Dritt- 
ländern zerlegt werden soll, wenn es an besonderen 
Stellen gelagert und zu verschiedenen Zeitpunkten 
zerlegt wird. 

16. Frisches Fleisch, das zerlegt werden soll, muß 
vom Zeitpunkt der Einlieferung in den Zerlegungs- 


8 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


und Entbeinungsbetrieb bis zum Zeitpunkt der Be- 
arbeitung in dem in Nummer 1 Buchstabe a ge- 
nannten Raum gelagert werden, der so ausgestattet 
ist, daß die Innentemperatur von Tierkörpern und 
Teilstücken +7° C nicht überschreitet. 

Abweichend von Anlage I Nummer 35 der vorer- 
wähnten Richtlinie vom kann das Fleisch 

jedoch vom Schlachtraum direkt in den in Kapitel I 
Nummer 1 Buchstabe b genannten Zerlegungsraum 
gebracht werden, ohne vorher im Kühlraum gewe- 
sen zu sein. Der Schlachtraum und der Zerlegungs- 
raum müssen dann aber in ein und demselben Ge- 
bäudekomplex und so nahe beieinander gelegen 
sein, daß das zu zerlegende Fleisch ohne Unterbre- 
chung des Transportes durch eine Erweiterung der 
Hängebahn vom Schlachtraum in den Zerlegungs- 
raum gebracht werden kann, um dort sofort zerlegt 
zu werden. Das Fleisch muß nach dem Zerlegen und 
dem in Nummer 20 vorgesehenen Aufbereiten sofort 
in den Kühlraum nach Nummer I Buchstabe a ge- 
bracht werden. 

Während des Zerlegens darf die Temperatur im 
Zerlegungsraum nicht höher als + 10° C sein. 

Sofern das Fleisch nicht warm zerlegt wird, muß 
sein pH-Wert bei einer Messung 24 Stunden nach 
der Schlachtung unter 6,0 liegen. 


Kapitel IV 

Untersuchung des zerlegten Fleisches 

17. Die Zerlegungs- und Entbeinungsbetriebe 
sind einer ständigen durch einen amtlichen Tierarzt 
auszuübenden Überwachung zu unterwerfen. 

18. Der amtliche Tierarzt hat zu prüfen, daß das 
für eine Zerlegung bestimmte Fleisch den Bedin- 
gungen des Artikels 3 Buchstabe b entspricht. Er 
hat zu überprüfen, ob bei der Zurichtung und der 
Lagerung des zerlegten Fleisches die hygienischen 
Bedingungen eingehalten werden. 


Kapitel V 

Umhüllung und Verpackung des zerlegten Fleisches 

19. 

a) Das Verpackungsmaterial (Kisten, Kartons) für 
zerlegtes Fleisch muß den hygienischen Bedin- 
gungen entsprechen, insbesondere: 

— darf es die organoleptischen Eigenschaften des 
Fleisches nicht verändern, 

— darf es nicht für den Menschen giftige Stoffe 
auf das Fleisch übertragen, 

— muß es ausreichend fest sein, um einen wirk- 
samen Schutz des Fleisches während des 
Transportes und der weiteren Behandlung 
zu gewährleisten; 

b) dieses Verpackungsmaterial darf zur Verpackung 
von Fleisch nicht wiederverwendet werden, es sei 
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denn, die Verpackung besteht aus korrosions- 
festem, leicht zu reinigendem Material und ist 
vor der Wiederverwendung gereinigt und desin- 
fiziert worden; 

c) mit einem Stempel nach Anlage I Nummer 28 
und 31 dner vorerwähnten Richtlinie vom 26. Juni 
1964 ist ein Abdruck auf einem Etikett anzu- 
bringen, das an der Verpackung so befestigt ist, 
daß es gut sichtbar ist und bei Öffnung der Ver- 
packung zwangsläufig zerstört wird. 

Das Etikett muß außerdem folgendes enthalten: 

— eine laufende Nummer 

— die anatomische Bezeichnung der Teilstücke 

— die Angabe der Tiergattung, von der die 
Teilstücke stammen 

— das Nettogewicht des Packstückes 

— das Datum der Verpackung. 

20. Wenn zerlegtes Fleisch vor der Verpackung 
von Schutzhüllen umgeben wird, ist dies sogleich 
nach dem Zerlegen unter Einhaltung der hygieni- 
schen Bedingungen vorzunehmen. 

Diese Schutzhüllen müssen ungebraucht, durchsich- 
tig, farblos sein und den weiteren für die Verpak- 
kung in Nummer 19 Buchstabe a geforderten Be- 
dingungen entsprechen. 

21. In derselben Umhüllung nach Ziffer 20 und 
in derselben Verpackung nach Ziffer 19 darf nur 
zerlegtes Fleisch der gleichen Tierart enthalten sein. 

Kapitel VI 

Kennzeichnung der Genußtauglichkeit 

22. Für die Kennzeichnung der Genußtauglich- 
keit ist der amtliche Tierarzt verantwortlich. 

23. Teilstücke, außer Talg, Flomen, Schwanz, 
Ohren und Gliedmaßenenden, die in Zerlegungs- 
und Entbeinungsbetrieben von ordnungsgemäß ge- 
stempelten Tierkörpern gewonnen worden sind, 
müssen, sofern sie keinen Stempelabdruck tragen, 
mit einem Färb- oder Brennstempel nach Nummer 28 
der Anlage I der vorerwähnten Richtlinie vom 
26. Juni 1964 gekennzeichnet werden, der in der 
Mitte an Stelle der Veterinärkontrollnummer des 
Schlachthofes die Veterinärkontrollnummer des 
Zerlegungs- und Entbeinungsbetriebes enthält. 

Speckstücke, von denen die Schwarte abgetrennt 
worden ist, sind zu fünf Stücken zu bündeln; jedes 
Bündel ist unter amtlicher Aufsicht zu plombieren 
und mit einem Etikett nach Nummer 19 Buchstabe c 
zu versehen. 

Kapitel VII 

Genußtauglichkeitsbescheinigung 

24. Die Vorschrift der Genußtauglichkeitsbeschei- 
nigung, die das zerlegte Fleisch beim Versand in das 
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Bestimmungsland begleiten muß, wird von einem 
amtlichen Tierarzt bei der Verladung ausgestellt. 
Die Genußtauglichkeitsbescheinigung muß nach In- 
halt und Form dem Muster der Anlage II entspre- 
chen; sie muß zumindest in der Sprache des Bestim- 
mungslandes abgelaßt sein und die aus dem ge- 
nannten Muster ersichtlichen Angaben enthalten. 

Kapitel VIII 

Lagerung und Beförderung 

25. Zerlegtes Fleisch ist ständig auf einer Tem- 
peratur von höchstens +7° C zu halten. 

26. Zerlegtes Fleisch muß in Transportmitteln 
befördert werden, die so gebaut und ausgestattet 
sind, daß die in Nummer 25 vorgesehene Tempera- 
tur während der Beförderung nicht überschritten 
wird. 


27. Die zur Beförderung dieses Fleisches be- 
stimmten Transportmittel müssen folgende Voraus- 
setzungen erfüllen: 

a) ihre Innenwände müssen glatt sowie leicht zu 
reinigen und zu desinfizieren sein; 

b) sie müssen mit wirksamen Vorrichtungen zum 
Schutze des Fleisches vor Staub und Insekten 
versehen und so abgedichtet sein, daß Flüssig- 
keit aus ihnen nicht ablaufen kann. 

28. Die zur Beförderung von zerlegtem Fleisch 
bestimmten Transportmittel dürfen niemals zur Be- 
förderung von lebenden Tieren oder Erzeugnissen, 
die das Fleisch beeinträchtigen oder infizieren kön- 
nen, benutzt werden. 

29. Fleisch darf nie in ein Transportmittel ver- 
laden werden, das nicht gesäubert und desinfiziert 
worden ist. 

30. Die Transportmittel und die Ladebedingun- 
gen unterstehen der Aufsicht eines amtlichen Tier- 
arztes. 
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Anlage 


Genußtauglichkeitsbescheinigung 
für zerlegtes frisches Fleisch *), das für einen Mitgliedsstaat 
der EWG bestimmt ist 


Nr 

Versandland 

Zuständiges Ministerium 

Ausstellcnde Behörde 

I. Angaben zur Identifizierung des zerlegten Fleisches: 

Fleisch von 

(Tiergattung) 

Art der Teile 

Art der Verpackung 

Zahl der Teile oder Packstücke 

Nettogewicht 

II. Herkunft des zerlegten Fleisches: 

Anschrift(en) und Veterinärkontrollnummer(n) des (der) zugelassenen 
Schlachthofes (höfe) 


Anschrift(en) und Veterinärkontrollnummer(n) des (der) zugelassenen Zer- 
legungs- und Entbeinungsbetriebe(s) 


III. Bestimmung des zerlegten Fleisches: 
Das Fleisch wird versandt von 

(Versandort) 


nach 

(Bestimmungsort und -land) 

mit folgendem Transportmittel 2 ) 

Name und Anschrift des Absenders 

Name und Anschrift des Empfängers 


b Frisches Fleisch im Sinne der in Abschnitt IV Buchstabe b dieser Bescheinigung 
erwähnten Richtlinie sind alle zum Genuß für Menschen geeigneten Teile von Haus- 
tieren der Gattungen Rinder, Schweine, Schafe und Ziegen sowie von Einhufern, die 
als Haustiere gehalten werden; diese Teile dürfen einer auf ihre Haltbarkeit ein- 
wirkenden Behandlung nicht unterworfen worden sein; als frisch gilt jedoch auch 
Fleisch, das einer Kältebehandlung unterworfen worden ist. 

2 ) Bei Versand mit Eisenbahn- oder Lastwagen sind die jeweiligen Kennzeichen oder 
Nummern, bei Versand mit einem Flugzeug die Flugnummer einzutragen. 
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IV. Bescheinigung: 

Der Unterzeichnete bescheinigt folgendes: 

a) das vorstehend bezeichnete zerlegte Fleisch — und das an der Ver- 
packung des vorstehend bezeichneten Fleisches befestigte Etikett — sind 
— ist — 3 ) mit einem Stempelabdruck versehen, aus dem ersichtlich ist, 
daß das Fleisch nur von Tieren stammt, die in zugelassenen Schlachthöfen 
geschlachtet worden sind; 

b) das Fleisch ist aufgrund einer tierärztlichen Untersuchung nach der Richt- 
linie des Rats vom 26. Juni 1964 zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch als 
tauglich zum Genuß für Menschen befunden worden; 

c) das Fleisch ist in einem zugelassenen Zerlegungs- und Entbeinungsbetrieb 
zerlegt worden 3 ); 

d) das Fleisch ist — nicht — 3 ) auf Trichinen untersucht worden; 

e) die Transportmittel und die Ladebedingungen entsprechen den in der 
vorerwähnten Richtlinie genannten hygienischen Anforderungen. 


ausgefertigt in am 


(Unterschrift des amtlichen Tierarztes) 


3 ) Nichtzutreffendes streichen. 
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Begründung 


1. Die Richtlinie des Rats vom 26. Juni 1964 zur 
Regelung gesundheitlicher Fragen beim innerge- 
meinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch 1 ), geändert durch die Richtlinie des Rates 
vom 25. Oktober 1966 2 ), war die erste einer Reihe 
von Vorschriften, die es zur Aufgabe haben, alle 
veterinärrechtlichen Normen, die den Schutz der 
Gesundheit des Menschen auf dem Gebiet des Han- 
dels mit tierischen Produkten bezwecken, zu har- 
monisieren und allmählich sogar zu vereinheitlichen. 
Sie beinhaltet eine erste detaillierte Regelung be- 
stimmter veterinärrechtlicher Probleme und bezeich- 
net ferner die Gebiete, auf denen eine weiterge- 
hende Harmonisierung möglich ist, kündigt deren 
Durchführung bereits an und sieht in einigen Fäl- 
len vorläufige Regelung vor. Zu diesen Gebieten ge- 
hört auch das in kleine Stücke zerlegte frische 
Fleisch, wofür nach Artikel 6 der vorerwähnten 
Richtlinie die Bestimmungen der Mitgliedstaaten un- 
berührt geblieben sind, soweit sie ein Verbot oder 
eine Beschränkung des Verbringens solcher Teile in 
ihr Hoheitsgebiet vorsehen. 

2. Der beigefügte Entwurf einer Richtlinie stellt 
eine weitere Stufe in der Aufstellung einheitlicher 
Bestimmungen dar, die an die Stelle der bisherigen 
voneinander abweichenden veterinärrechtlichen Be- 
stimmungen der Mitgliedstaaten treten sollen. Er 
zielt darauf ab, bestimmte diesbezügliche Maßnah- 
men der Mitgliedstaaten zu harmonisieren und die 
erforderlichen einheitlichen Voraussetzungen zu 
schaffen, die es ermöglichen, so weit wie möglich 
in freien Verkehr mit zerlegtem Fleisch innerhalb 
der Gemeinschaft zu garantieren. 

3. Rechtsgrundlage dieser Richtlinie ist Artikel 43; 
die juristischen Einwände der deutschen Delegation 
gegen alle bisher auf dem Gebiet der Harmonisie- 
rung des Veterinärrechts vorgelegten Entwürfe von 
Richtlinien betreffen gleichfalls diesen Entwurf. 

4. Diese Angleichung beinhaltet die Aufstellung 
genauer Bedingungen für die Zerlegung frischen 
Fleisches und die Behandlung des zerlegten Flei- 
sches für den Versand in einen anderen Mitglied- 
staat. Diese Bedingungen gelten ebenso für das in 
einem Mitgliedstaat nach den Bestimmungen der 
vorerwähnten Richtlinie vom 26. Juni 1964 gewon- 
nene frische Fleisch wie auch als Mindestnorm für 
das aus Drittländern eingeführte und in einem zu- 
gelassenen Zerlegungs- und Entbeinungsbetrieb 
eines Mitgliedstaates zerlegte frische Fleisch. 

Dies betrifft im wesentlichen die Einrichtungen, die 
personellen Voraussetzungen und die Arbeitsweise 


J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 121 
vom 29. Juli 1964 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966 


in den Zerlegungs- und Entbeinungsbetrieben sowie 
die Bedingungen für das zur Zerlegung bestimmte 
frische Fleisch, die Zerlegung, Verpackung, Lage- 
rung und Beförderung des zerlegten Fleisches. 

Auf diese Weise wird es möglich sein, den Bestim- 
mungsländern zusätzliche Sicherheiten zu verschaf- 
fen und zugleich den Versandländern, die darüber 
wachen müssen, daß auf ihrem Hoheitsgebiet die 
Vorschriften der Richtlinie beachtet werden, mehr 
Möglichkeiten zu geben, zerlegtes Fleisch in das 
Gebiet der anderen Mitgliedstaaten einzuführen. 

5. Die zuständige Behörde jedes Mitgliedstaates 
hat zu prüfen, ob diese Bedingungen eingehalten 
werden. Sie ist auch für die Zulassung und die 
laufende Überwachung der Zerlegungs- und Entbei- 
nungsbetriebe zuständig und muß die Zulassung 
widerrufen, wenn sich herausstellt, daß die Bedin- 
gungen der Richtlinie nicht mehr erfüllt sind. 

Um die festgesetzten Normen zu gewährleisten, ist 
das Verfahren des Ständigen Veterinärausschusses 
mit der Möglichkeit der Einholung eines unpar- 
teiischen Gutachtens vorgesehen. 

6. Wenn sich eine Sendung von zerlegtem Fleisch 
trotz durchgeführter Versandkontrolle bei der An- 
kunft im Bestimmungsland als untauglich zum Ge- 
nuß für Menschen erweist oder die Bestimmungen 
der Richtlinie im Versandland nicht eingehalten 
worden sind, kann das Bestimmungsland untersagen, 
daß die Sendung in seinem Hoheitsgebiet in den 
Verkehr gebracht wird. 

In diesen Fällen ist jedoch die Rechtsposition des 
Eigentümers verstärkt worden. 

7. Bis zum Erlaß einer anderweitigen Regelung 
durch die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft für 
bestimmte Teilbereiche bleiben die derzeitigen ein- 
zelstaatlichen Rechtsvorschriften bestehen. Es han- 
delt sich hierbei vor allem um die Gebiete, die 
schon in der Frischfleisch-Richtlinie angesprochen 
worden sind, mit Ausnahme der Teilstücke. Es muß 
jedoch bemerkt werden, daß auch bezüglich der Teil- 
stücke noch nicht alles geregelt werden konnte, so 
z. B. die Frage des vorverpackten Fleisches. 

8. Die im Laufe der letzten Jahre anläßlich des 
Auftretens schwerer Viehseuchen auf dem Gebiet 
der Gemeinschaft gemachten Erfahrungen haben ge- 
zeigt, daß alle Mitgliedstaaten und die Kommission 
im Falle des Auftretens einer Viehseuche vollstän- 
dig und schnell über den Verlauf der Seuche und 
über die von den einzelnen Mitgliedstaaten ergrif- 
fenen Maßnahmen gegenüber dem Mitgliedstaat, in 
dem die Seuche auftritt, unterrichtet werden. Es wird 
vorgesehen, daß einerseits nicht nur das Auftreten, 
sondern auch das Erlöschen der Krankheit von dem 
betroffenen Mitgliedstaat mitgeteilt wird und an- 
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dererseits sowohl die dem von der Seuche befalle- ! 
nen Mitgliedstaat gegenüber getroffenen Maßnah- 
men als auch die Aufhebung dieser Maßnahmen so 
schnell wie möglich den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission mitgeteilt werden. 

9. In bestimmten Fällen hat es sich als notwendig 
erwiesen, den Rückgriff auf das Verfahren des Stän- 
digen Veterinärausschusses, dessen Institutionali- 
sierung bereits von der Kommission vorgeschlagen j 
worden ist 3 ), vorzusehen. Es handelt sich insbeson- 
dere um Fälle, in denen eine schwere Viehseuche 
auf dem Gebiet der Gemeinschaft ausgebrochen ist 
und in denen eine gemeinschaftliche Anwendung 
der sowohl von dem von der Krankheit betroffenen 
Mitgliedstaat als auch von den anderen Mitglied- 
staaten getroffenen Maßnahmen erforderlich ist. Es 
sind zwei Arten von Verfahren vorgesehen. Sie 


3 ) Dok. R/679/67 (AGRI 273) vom 31. Mai 1967 (Kom/67, 
230 bis 240 endg.). 


unterscheiden sich voneinander entsprechend der 
Eilbedürftigkeit der zu treffenden Maßnahmen 1 ). 

10. Mit Rücksicht darauf, daß diese Richtlinie eine 
Ergänzung der bereits seit dem 30. Juni 1965 in 

| Kraft befindlichen Vorschriften für den innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch 

| darstellt, ist es erforderlich, daß diese Vorschriften 
für zerlegtes Fleisch so schnell wie möglich in Kraft 
gesetzt werden. 

11. Es wurde vorgeschlagen, später dieser Richt- 
linie nicht als selbständige Richtlinie bestehen zu 
lassen, sondern sie in die Richtlinie des Rates vom 
26. Juni 1964 zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit 
frischem Fleisch einzuarbeiten. Dies könnte im Rah- 
men einer Kodifizierung aller Frischfleisch betreffen- 
der veterinärer Bestimmungen geschehen. Die Not- 
wendigkeit dieser Kodifizierung wächst in dem 
Maße, wie sich die Gemeinschaftsregelungen auf 
diesem Gebiete entwickeln. 
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